
Samstag, 22. Januar 2022

GLP und Mitte: Parolen
im Aargau gegen Trend
ihrer Wählerschaft
Grünliberale Aargau sagenNein zumMedienpaket
und könntenAbweichler-Sektionwerden, Aargauer
Mitte unterstützt Vorlage gegen nationalen Trend.

Fabian Hägler

Abstimmungskampf Glaubt man der
aktuellstenUmfragevonTamediaund
«20Minuten»,hat esdasMedienpaket
am13.FebruaranderUrnesehr schwer.
Demnach sagten zurzeit 39 Prozent Ja
zum Mediengesetz, 57 Prozent spre-
chen sich dagegen aus. Damit ist das
Nein-Lager imVergleich zur erstenBe-
fragung von Anfang Januar um 6 Pro-
zentpunkte gewachsen. 4 Prozent der
Teilnehmenden an der Umfrage – die-
sewurdeaufdenNewsportalenderTa-
media-Zeitungen durchgeführt – sind
noch unentschlossen. Mehrheiten fin-
detdieVorlage lautderUmfrage imLa-
gerder SPundGrünen sowieknappbei
derGLP.Nein sageneherWählerinnen
undWähler von SVP, FDP undMitte.

Vergleicht man die Ergebnisse mit
denParolenderParteien imAargau, so
ergibt sich ein ähnliches Bild – aller-
dings mit bemerkenswerten Abwei-
chungen bei zwei Parteien. So hat die
Aargauer GLP an ihrer Mitgliederver-
sammlungvom14. JanuardieNein-Pa-
role gefasst. Für ein Ja setzte sichMar-
tin Nietlisbach von der Freiämter Re-
gionalmedienAGein, für einNeinwarb
EvelynMotschi von den Jungfreisinni-
genAargau.EineknappeMehrheit der
Aargauer Grünliberalen folgte der
Jungpolitikerin, wie die GLP nach der
Mitgliederversammlungmitteilte.

GLPAargaukönntemitNeinzur
doppeltenAbweichlerinwerden
Damit entspricht die Parole der Aar-
gauerGLPnicht der Positionder grün-
liberalenWählerinnenundWähler, die
sich inderTamedia-Umfrage für ein Ja
aussprachen. Die GLP Aargau könnte
auch parteiintern zur Abweichler-Sek-
tionwerden:DieGLPSchweiz fasst ihre
Parole heute Samstag, der Parteivor-
stand und die Bundeshausfraktion
empfehlendernationalenDelegierten-
versammlung eine Ja zum «Massnah-
menpaket zugunsten derMedien».

Ebenfalls gegendenTrendpositio-
nierte sich die Mitte Aargau: Am Par-
teitagvom18. Januarwurdegrossmehr-
heitlich die Ja-Parole beschlossen. In
derTamedia-Umfrage zeigte sichaber,
dass 55 Prozent der Mitte-Anhänger
dasMedienpaket ablehnen. Immerhin
dürfte die Parole der Mitte Aargau im
Einklangmit jener der nationalen Par-
tei stehen:DieBundeshausfraktionhat
sich klar für ein Ja ausgesprochen und
empfiehltdiesauchderDelegiertenver-
sammlung, die ebenfalls heute Sams-
tag stattfindet.

Die übrigen Parolen der Aargauer
Parteien entsprechen sowohl denen
ihrer Wählerschaft gemäss aktuellster
Umfrageals auchdenendernationalen
Parteien, Nein sagen SVP, FDP, EDU
und GLP, ein Ja empfehlen SP, Grüne,
EVPunddieMitte,wiederParolenspie-
gel oben rechts zeigt.

Gewerbeverband:«Nichtmehr
wettbewerbsfähigeStrukturen»
Gegen dasMedienpaket sind auch die
beidenWirtschaftsverbände:«DerVor-
standderAargauischen Industrie- und
Handelskammer hat an seiner letzten
Sitzungmit grosserMehrheit dieNein-
Parole gefasst», teilt Sprecherin Jelena
Teuschermit.DerAargauischeGewer-
beverband, der von SVP-Nationalrat

Benjamin Giezendanner präsidiert
wird, begründet seine Ablehnung in
einer ausführlichenMitteilung.

DasPräsidiumdesGewerbeverban-
des ist der Meinung, es werde nur die
staatspolitischunddemokratischhohe
BedeutungderVielfalt vonMedienbe-
tont. Zudem berücksichtige das Me-
dienpaket die Bedürfnisse der lokalen
und regionalenMedien in ungenügen-
der Weise. Der Verband weist darauf
hin, dass die Finanzierung derMedien
heute imWesentlichendurchdieWirt-
schaft erfolge.«DieKMU,dieWerbung
und Inserate schalten,werdendiesdort
machen, wo es am meisten Erfolg
bringt», schreibt der Verband.

Ausgewählt werde derjenige Ort,
woauchdieMehrheit derBevölkerung
sich informiert. Der Bund wolle aber
mit demMedienpaket gerade jeneMe-
dienunterstützen,«dievomInhaltoder
von der Aufmachung oder von der Art
des Mediums her nicht mehr attraktiv
sind für die Bevölkerung.» Das Me-
dienpaket halte nicht mehr wettbe-
werbsfähigeStrukturenamLeben,was
volkswirtschaftlich schädlich sei.

ArbeitAargau:«DieMedien
gehörenzumServicepublic»
Für ein Ja setzt sich Arbeit Aargau ein,
die Dachorganisation der Gewerk-
schaften hält fest: «Die Medien sind
vermehrt unter finanziellen Druck ge-
raten, da sie ihreWerbeeinnahmen an
internationale Internetplattformenver-
lieren.»Seit 2003seienüber 70Zeitun-
genverschwunden, viele lokaleund re-
gionale Medien seien akut bedroht.
«Unter dem finanziellen Druck in der
Medienbranche leidenauchdieArbeit-
nehmenden–Löhne sinken,Arbeitsbe-
dingungen verschlechtern sich und
Arbeitsplätze werden abgebaut»,
schreibt Arbeit Aargau.

Aus der Sicht der Gewerkschaften
ist eine vielfältige Medienlandschaft
für eine starke Demokratie unabding-
bar. «Dieprofessionelle, differenzierte
undunabhängigeBerichterstattung ist
Ausdruck der Meinungsfreiheit und
fördert die Meinungsbildung landes-
weit, regional und kommunal.» Des-
halb seien dieMedien als Teil des Ser-
vice public zu qualifizieren, was staat-
liche Unterstützungsleistungen nicht
nur rechtfertige, sondern notwendig
mache, schreibt Arbeit Aargau.

Parolen der Aargauer Parteien
und Verbände zum Medienpaket

NEIN-Parole:
SVP: (Empfehlung der Geschäftslei-
tung), FDP: (71 zu 22, Parteitag vom
18. Januar), GLP (knapp, Mitgliederver-
sammlung vom 14. Januar), EDU (Parole
der EDUSchweiz), AargauischerGewer-
beverband (Präsidium), Aargauische
Industrie- und Handelskammer (Vor-
stand, grossmehrheitlich).

JA-Parole
DieMitte (grossmehrheitlich, Parteitag
vom 18. Januar), EVP: (Parole der EVP
Schweiz), Grüne: (35 zu 1, Mitgliederver-
sammlung vom 18. Januar), SP: (54 zu 2,
Parteitag vom 13. Januar), Arbeit Aargau.
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